
Die Region braucht ihre 
Städte und Gemeinden 
und die Regionskommu-
nen brauchen die Region. 
Wir unterhalten vielschich-
tige Beziehungen zueinan-
der und haben gemeinsam  
auch zukünftig große Rä-
der zu drehen. Dies gilt z.B. 
für den Klimaschutz, die 
Verkehrswende, die Ge-
sundheitsvorsorge und die 
Schaffung von Wohnraum 
– um nur einige zu nennen.

Kein anderes Thema aber 
hat die diesjährigen Haus-
haltsplanberatungen im 
Vorfeld so sehr geprägt, 

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

der Haushalt 2020 für die 
Region Hannover ist am  
Dienstag in der Regions-
versammlung verabschie-
det worden.

Mit diesem Newsletter 
möchten wir Sie über eine 
Reihe wichtiger Ergeb-
nisse  informieren.

Viel Spaß beim Lesen.

NEUIGKEITEN AUS DER REGION HANNOVER 
DIE REGION HANNOVER. WEITER AUF ERFOLGSKURS.

Dezember 2019

Eine Headline 
Vielleicht eine Subline

Silke Gardlo 
Fraktionsvorsitzende

wie die Frage der Regi-
onsumlage. Verwaltung 
und Politik haben in vielen 
Gesprächen versucht, die 
unterschiedlichen Vorstel-
lungen von Region und Re-
gionskommunen zusam-
menzuführen. Ein Einfluss 
der Kommunen auf die 
Haushaltsaufstellung der 
Region war dabei für uns 
nie eine Option. Die SPD-
Fraktion hatte vielmehr im-
mer das Ziel im Blick, einen 
Kompromiss zu finden, der 
für beide Seiten tragbar ist.

So ist die Regionsver-
sammlung mehrheitlich un-

serem Antrag gefolgt, die 
Hebesätze so zu senken, 
dass die Regionsumlage 
nicht mehr als 768 Mio. 
Euro beträgt. Zusammen 
mit der weiteren Entlastung 
in Form einer Einmalrück-
zahlung in Höhe von rund 
28 Mio. Euro werden die 
Regionskommunen damit 
in einem Gesamtvolumen 
von voraussichtlich rund 59 
Mio. Euro entlastet. 

Dieser Vorschlag, den wir 
gemeinsam mit unserem 
Koalitionspartner einge-
bracht haben, wahrt die 
finanziellen Handlungs-

Haushalt 2020 - Regionsversammlung folgt SPD-Vorschlag zur Regionsumlage

Die SPD-Regionsfraktion Hannover
wünscht allen Mitbürgerinnen und

Mitbürgern frohe Weihnachtstage und 
ein gesundes und erfolgreiches 

Jahr 2020.

Frohes 
Fest

spielräume der Region 
Hannover und entlastet die 
Regionskommunen. Er be-
rücksichtigt damit gleicher-
maßen den Finanzbedarf 
sowohl der Region Hanno-
ver als auch der regionsan-
gehörigen Städte und Ge-
meinden.

Wir freuen uns also darüber, 
dass unser Vorschlag offen-
bar dazu beigetragen hat, 
die Wogen zu glätten und 
die Beziehungen zwischen 
Region und Regionskom-
munen wieder in ruhigeres 
Fahrwasser zu bringen.
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Umwelt und Klimaschutz
Für uns bleibt die Klima-
wende ein vorrangiges Ziel 
der Region. Deshalb wollen 
wir den von der Regions-
versammlung mit großer 
Mehrheit beschlossenen 
„Klima in Not“-Antrag auch 
mit ausreichend finanziellen 
Mitteln hinterlegen. Hierfür 
stellen wir bis 2023 verbind-
lich insgesamt 15 Mio. Euro 
bereit. Die Verwaltung soll 
für die Maßnahmen ein ent-
sprechendes Umsetzungs-
konzept vorlegen, in dem 
Bearbeitungsschritte und der 
Finanzierungsbedarf unter 
Berücksichtigung von För-
dermitteln und Aufgaben-
trägerschaft dargestellt wer-
den.

Wie in den letzten Jahren 
wollen wir das bewährte In-
strument des Vertragsna-
turschutzes fortführen bzw. 
ausweiten. Zur Verbesserung 
der Biodiversität und als Kli-
maschutzmaßnahme erwei-
tern wir das Programm um 
die Weidetierhaltung.

Wir wollen zusätzlich ein 
Förderprogramm zum Erhalt 
der biologischen Vielfalt als 
Unterstützung für Kommu-
nen und private Haushalte 
auflegen. Gefördert werden 
sollen das Anlegen von Blüh-
streifen und Bepflanzungen 
von Dach- und Wandflächen. 
Davon sollen nicht nur die 
Kommunen, sondern auch 
Private, profitieren. Auch dies 
ist ein Beitrag gegen das Ar-
tensterben von Insekten und 
die zunehmende Flächenver-
siegelung. Dafür werden im 
Haushalt 200.000 € bereit-
gestellt.

Für die Umsetzung des Kli-
maschutzanpassungsge-
setzes wollen wir gerade im 
Hinblick auf Grundwasser-
schutz zusätzliche Mittel in 
Höhe von 100.000 € bereit-
stellen.

Verkehr und Mobilität
Im Verkehrsbereich stehen 
die Thematik der Mobilität 

und damit auch die Verbes-
serung der Barrierefreiheit im 
ÖPNV im Vordergrund:
Dazu gehören die Nachrü-
stung von Hochbahnstei-
gen an den Haltestellen der 
Stadtbahn sowie die Fortset-
zung des Ausbaus von Bu-
shaltestellen. Wir wollen mit 
unseren Anträgen darüber hi-
naus u.a. das Umsteigen von 
PKW auf den ÖPNV bzw. auf 
das Fahrrad unterstützen.
 
Für die überaus erfolgreich 
genutzte Jugendnetzkarte 
(GVH-SparCard) soll der Be-
rechtigtenkreis auf alle Aus-
zubildende erweitert werden. 
Damit sollen nicht nur die 
jungen Menschen, die eine 
schulische Ausbildung ma-
chen, in den Genuss des 
Tickets kommen, sondern 
auch die, die sich in einer 
Ausbildung im dualen Sy-
stem befinden.

Wir wollen aber nicht nur für 
junge Leute etwas tun, son-
dern auch ältere Menschen 
motivieren, den ÖPNV ver-
stärkt zu nutzen. Dafür soll 
geprüft werden, wie die heu-
tige Senioren-Monatskarte 
auch als personenbezogene 
Monatskarte mit den Namen 
von Ehepaaren und Leben-
spartnerschaften zu erwer-
ben wäre. Das würde eine 
gewisse Rabattierung auf 
eine Karte mit zwei Namen 
anstatt zwei Einzel-Monats-
karten bedeuten.

Ein weiterer Schwerpunkt 
ist für uns eine klimafreund-
liche Antriebstechnik der 
Busse unserer Verkehrsbe-
triebe. Dazu wollen wir für 
die Anschaffung von zwei 
mit Wasserstoff-Brennstoff-
zelle-angetriebenen Bussen, 
einschließlich der erforder-
lichen Tankstelle, die ent-
sprechende Förderung beim 
Bund beantragen.

Das bereits geplante auto-
matisierte Parkhaus für Fahr-
räder in Wunstorf soll Vor-
bild für weitere Parkhäuser 
dieser Größenordnung sein. 

Schwerpunkte unserer Haushaltsanträge

Deshalb wollen wir diese an 
zentralen Orten und dort, wo 
ein entsprechender Bedarf 
besteht, errichten. Damit soll 
die Motivation, mit Fahrrad 
und Bahn zu fahren, deutlich 
erhöht werden. Dafür stellen 
wir in der Mittelfristplanung 
10 Mio. Euro bereit.

Der Ausbau des Radwege-
netzes in der Region Han-
nover hat für uns oberste 
Priorität. Besonders die 
Anbindung einzelner Ort-
schaften im Umland zu den 
Stationen von Bus und Bahn 
steht dabei im Vordergrund.

Als Ergänzung dazu soll eine 
Fahrrad-App entwickelt wer-
den, die Abstellmöglichkeiten 
für Fahrräder und die Entfer-
nung bis zum Bahnhof bzw. 
zur Haltestelle anzeigt. Die 
App soll kompatibel mit den 
bereits bestehenden bzw. in 
der Entwicklung befindlichen 
Apps zur Naherholung und 
zum Freizeitverkehr sein.

Wirtschaft und 
Beschäftigung
Große Bemühungen setzten 
wir auf den weiteren Ausbau 
der Breitbandversorgung in 
der Region Hannover und die 
Glasfaseranbindung für alle 
Schulen, die sich in der Trä-
gerschaft der Region Hanno-
ver befinden.

Dafür wollen wir das ge-
meinsam mit der Politik und 
Akteuren aus Wirtschaft, 
Verbänden, Kammern und 
Bildungseinrichtungen erar-
beitete Strategie- und Ko-
operationskonzept „Arbeit 
4.0“ mit entsprechenden 
Projekten umsetzen. Für die 
nächsten drei Jahre sollen 
dafür insgesamt drei Mio. 
Euro zur Verfügung gestellt 
werden.

Wirtschaftsförderung und 
Klimaschutz sind dabei für 
uns kein Widerspruch. Im 
Gegenteil: zur Erreichung der 
Klimaschutzziele ist es wich-
tig, Maßnahmen zur Verbes-
serung 

ressourcenschonender Pro-
duktionsprozesse vorzu-
nehmen. Das wollen wir mit 
unseren Anträgen u.a. durch 
Beratungen von klein- und 
mittelständischen Unterneh-
men sowie der Entwicklung 
von neuen Fertigungspro-
zessen unterstützen. 

Fortgeführt werden sollen u.a. 
die Projekte „Digital Readi-
ness Check“ als passgenaue 
Beratungsprogramme für 
klein- und mittelständische 
Unternehmen auf dem Weg 
zu ihrer digitalen Transfor-
mation und das „Social In-
novation Center“, das hilft 
tragfähige Gründungsideen 
und Geschäftsmodelle mit 
sozialem und gesellschafts-
politischem bzw. gemein-
wohlorientiertem Bezug pro-
fessionell umzusetzen. Dafür 
wird die Zusammenarbeit der 
verschiedenen Netzwerkak-
teure organisiert.

Wie schon in diesem Jahr 
soll die Weiterentwicklung 
des Wissenschaftsparks und  
Forschungscampus Marien-
werder/Garbsen als ein wei-
terer Schwerpunkt vorange-
trieben werden.

Gleichstellung
Wir wollen, dass die Regi-
on Hannover beim Thema 
Gleichstellung weiter mit 
gutem Beispiel vorangeht 
und ihrem Ruf als moderne 
Verwaltung weiterhin 
gerecht wird. 

Die Fraktionsvorsitzende Silke 
Gardlo bei ihrer Haushaltsrede
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Schwerpunkte unserer Haushaltsanträge

Jürgen Buchholz | Sprecher für 
Feuerschutz, Rettungswesen und 
allgemeine Ordnungsangelegen-
heiten der SPD-Regionsfraktion

Alle Jahre wieder ist Weih-
nachten und alle paar Jahre 
wieder scheinen wir in der 
Regionsversammlung da-
rüber diskutieren zu müs-
sen, ob die Bürgerinnen und 
Bürger in den so genannten 
Altkreisen wieder ihre alten 
Autokennzeichen führen dür-
fen. So auch in der letzten 
Regionsversammlung des 
Jahres 2019 auf Antrag der 
FDP-Fraktion. 

Nach Fortschritt und zu-
kunftsorientierter Politik hört 
sich dieser Ruf nach der 

Wiedereinführung der mit der 
Gebietsreform 1974 – also 
vor 45 Jahren – abgeschaff-
ten Kennzeichen nicht an.

Außerdem würden von einer 
solchen Regelung mit Burg-
dorf, Neustadt am Rüben-
berge und Springe nur drei 
Regionskommunen partizi-
pieren. Was ist mit den ande-
ren 17 Kommunen?

Die SPD-Regionsfraktion 
ist der Ansicht, dass der zu 
erwartende bürokratische 
Aufwand einer Wiederein-

führung in keinem Verhältnis 
zum Nutzen steht und dass 
es weit wichtigere Themen 
in der Region Hannover gibt. 
Und so hoffen wir, dass uns 
dieses Thema zukünftig er-
spart bleibt.

Deshalb möchten wir sepa-
rate Ruhe- und Wickelräum-
lichkeiten für Kundinnen und 
Kunden sowie Ruheräumlich-
keiten für schwangere Mit-
arbeiterinnen bei Neu- und 
Umbauten von Regionsge-
bäuden schaffen. Durch diese 
Maßnahmen wird die Lebens-
situation für junge Familien in 
den Servicebereichen und für 
schwangere Mitarbeiterinnen 
an ihren Arbeitsplätzen ganz 
konkret verbessert.

Soziales und Gesundheit
Schwerpunkt im sozialen Be-
reich ist der Erhalt und Aus-
bau von Strukturen, die dafür 
sorgen, dass in unserer Regi-
on alle Menschen die Chance 
auf eine gute Zukunft haben. 

Für wohnungslose Menschen 
wollen wir das niedrigschwel-
lige Angebot des Kontakt-
ladens „Mecki“ sichern und 
weiterentwickeln. Dazu sol-
len in einem ersten Schritt 
Gespräche mit den Koo-
perationspartnern über die 
konzeptionelle Ausrichtung 
und die finanzielle Beteiligung 
geführt werden.

Ein weiterer Schwerpunkt ist 
dieses Jahr die pflegerische 
und medizinische Versor-
gung. So setzen wir uns für 
einen weiteren Senioren- und 
Pflegestützpunkt in der Re-
gion ein. Und es soll geprüft 
werden, ob das Diakoniewerk 
Kirchröder Turm e.V. nachhal-
tig in das Pflegeangebot der 

Region eingebunden werden 
kann.

Rettungswesen 
und Feuerwehr
Um Notaufnahmen zu entla-
sten, lassen wir gleichzeitig 
evaluieren, ob Gemeindenot-
fallsanitäter – wie im Olden-
burger Land – auch bei uns 
eingesetzt werden können. 

Neben anderen Maßnahmen 
rufen wir zur Unterstützung 
der Feuerwehr  eine neue 
Förderrichtlinie für Mann-
schaftstransportwagen ins 
Leben, damit Feuerwehr-
männer und Feuerwehrfrauen 
zu ihren Einsätzen nicht mehr 
mit dem privaten Fahrzeug 
nachfahren müssen.

Kultur
Schließlich sorgen wir mit der 
Förderung des Hermanns-
hofs für Erhalt und Weiterent-
wicklung der kulturellen Viel-
falt im Umland.

Programm gegen 
Jugendarbeitslosigkeit
Das Programm gegen Ju-
gendarbeitslosigkeit zeigt 
zwar Wirkung, aber immer 
noch haben wir in der Region 
junge Menschen ohne Arbeit 
und Ausbildung. Um ihnen zu 
einer beruflichen Perspektive 
zu verhelfen, haben wir wei-
tere 250.000 € in den Haus-
halt eingestellt.

Es war einmal vor 45 Jahren
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Cornelia Busch | Gleichstellungs-
politische Sprecherin der 
SPD-Regionsfraktion

Die Regionsversammlung hat 
in ihrer letzte Sitzung die Neu-
ausrichtung der Förderstruk-
tur von Frauenberatungsstel-
len in der Region Hannover 
beschlossen. Damit kommt 
ein aufwendiger und kon-
struktiver Arbeitsprozess zum 
Abschluss, der die flächen-
deckende Versorgung von 
Frauenberatungsstellen zum 
Ziel hatte und maßgeblich 
von der SPD initiiert wurde.

Das vorliegende Ergebnis ist 
durchaus beeindruckend: 
Insgesamt 16 von 21 Kom-

munen beteiligen sich ver-
traglich. Kürzlich konnte auch 
mit Springe ein Vertragsab-
schluss erzielt werden, was 
uns sehr freut. Mit der Neu-
ausrichtung erhöhen Region 
wie Kommunen ihre finanzi-
ellen Anstrengungen im Be-
reich der Frauenberatung. Di-
ese zusätzlichen Mittel fließen 
in die Aufstockung von Perso-
nal, den Ausbau der Sprech-
zeiten, die Angebotsvielfalt 
und die Präventionsarbeit.

Einen großen Erfolg stellt 
die Entwicklung einheitlicher 

Qualitätsstandards dar, deren 
Einhaltung für die Frauen-
beratungsstellen vertraglich 
geregelt ist und eine bessere 
Überprüfbarkeit der Qualität 
der Beratungsangebote er-
möglicht.  

Mit der vorliegenden Druck-
sache wird ein zukunftsfä-
higes Beratungsnetzwerk 
zum Schutz vor Gewalt ge-
gen Frauen auf den Weg 
gebracht. Die Region setzt 
damit ein deutliches Signal: 
Gewalt gegen Frauen hat hier 
keinen Platz!

Neuausrichtung der Förderstruktur von Frauenberatungsstellen



Scheinbar kein Thema er-
regt die Gemüter unserer 
Bürgerinnen und Bürger 
so wie das Abfallthema, 
wenn irriger Weise ge-
glaubt wird, es gehe nun 
dem alten Sack für den 
Restmüll an den Kragen.

Ich darf erinnern, dass 
SPD und CDU für diese 
Wahlperiode vereinbart 
haben, dass der Restmüll-
sack erhalten bleibt.

Das heißt aber nicht, dass 
die Abfallgebührensat-
zung nicht gerichtsfester 
– ich sage ausdrücklich 
„gerichtsfester und nicht 
gerichtsfest oder rechts-
sicher“ – gemacht werden 
kann und die Kosten nicht 
sachgerechter verteilt wer-
den können.

In diesem Sinne haben 
SPD und CDU bereits vor 
etwa einem Jahr begon-
nen, über Alternativen bei 
der Bemessung nachzu-
denken. Als relativ rechts-
sicher haben Gerichte die 
Bemessung rein nach Vo-
lumen geurteilt, weil nur 
ein Faktor bei der Bemes-
sung eine Rolle spielt. Er-
ste Schätzungen von aha 
im letzten Jahr ergaben, 
dass sich die Gebühren 
nur geringfügig verän-
dern würden. Aus diesem 
Grund haben SPD und 
CDU dies als möglichen 
Bemessungsmaßstab an-
gesehen und diesen sowie 

weitere unserer Ansicht 
nach notwendige Service-
ergänzungen und Konzep-
terstellungen  in unserem 
Antrag vom Juni 2019 ge-
fordert. Etwa parallel dazu 
hat aha im Jahre 2019 
über ein unabhängiges 
Institut 3600 Stichproben 
zum Gewicht in verschie-
denen Behältern zu ver-
schiedenen Jahreszeiten 
in Umland und Stadt Han-
nover durchführen lassen. 
Der Bemessungsmaßstab 
„Volumen mal dem spe-
zifischen Gewicht“ wird 
bislang von den Gerichten 
ebenfalls anerkannt, aller-
dings muss eine ausrei-
chende Anzahl von Stich-
proben vorliegen. Laut 
Beratungsfirma müssten 
dies ca. 870 pro Jahres-
zeit (Herbst und Frühjahr 
zählen als eine Jahreszeit) 
sein. Aha hat 1.200 pro 
Jahreszeit, also insgesamt 
3.600 Stichproben ziehen 
lassen, was die Rechtssi-
cherheit sicherlich steigen 
lässt.

Soviel zur Vorgeschichte.

Im Herbst 2019 hat die 
Geschäftsführung von aha 
auf unsere Rückfrage hin 
erste Signale gegeben, 
dass mit der neuen Ge-
bührenkalkulation neben 
der Notwendigkeit der 
Weitergabe der allgemei-
nen Kostensteigerungen 
bei der vorgesehenen 
Umstellung auf den reinen 
Volumenmaßstab manche 
Kunden Gebührensteige-
rungen von über 60 Pro-
zent erwarten müssten.

Zu diesem Zeitpunkt haben 
wir beraten, dass dies mit 
der SPD nicht zu machen 
sei. Und, dass wir dann 
den bisherigen Maßstab, 
der Bemessung nach Vo-
lumen und spezifischem 
Gewicht, bevorzugen wür-
den, weil die Steigerungen 
für bestimmte Gruppen 
sich im Rahmen halten, 
wenn gleichzeitig das Min-

destvolumen auf fünf Liter 
pro Person pro Woche 
gesenkt wird. Damit wür-
de man auch Anreize zur 
besseren Trennung und 
Senkung der Restmüll-
menge schaffen.

Dies war immer die Forde-
rung der Bürgerinnen und 
Bürger (siehe Bürgergut-
achten) gewesen und die 
Koalitionäre SPD und CDU 
haben die Umsetzung bis 
2021 auch so vereinbart.

Die Beibehaltung von Vo-
lumen und spezifischem 
Gewicht hat natürlich die 
Folge, dass man die Wer-
te der 3.600 Stichproben 
auch als Durchschnitts-
werte bei der neuen Kal-
kulation berücksichtigen 
muss.

Bei den Stichproben hat 
sich herausgestellt, dass 
insbesondere im 20 Li-
ter Sack sowie in der 60 
Liter-Tonne unverhältnis-
mäßig mehr spezifisches 
Gewicht entsorgt wird, als 
bisher in unserer Satzung 
festgeschrieben.

Für die 60 Liter-Tonne er-
gab dies eine Steigerung 
von ca. 23 Prozent; beim 
Restmüllsack, für den bis-
her gar kein eigener Wert 
in der Satzung festge-
schrieben war, eine Stei-
gerung von 18 Prozent. 

Wenn man diesen Maß-
stab, Volumen mal spezi-
fisches Gewicht, gerecht 
umsetzen will und damit 
eine Satzung vor Gericht 
sicherer machen möchte, 
dann geht kein Weg an der 
Veränderung bei einzelnen 
Behälterarten – auch beim 
20 Liter Restmüllsack 
– vorbei. Das heißt aber 
nicht, dass er abgeschafft 
wird, sondern die Rest-
müllmenge darin wird ge-
recht entsorgt nach dem-
selben Maßstab, wie bei 
anderen Behältern. Insge-
samt ergeben sich mit der 

allgemeinen Kostensteige-
rung dann die neuen hö-
heren Gebührenwerte für 
einzelne Behälterarten.

Eine Erhöhung insbeson-
dere bei diesen Behälter-
gruppen wird allerdings 
wieder sehr erträglich, 
wenn das Mindestvolu-
men gleichzeitig verringert 
wird. Gerade die Nutzer 
der Restmüllsäcke haben 
immer die Verringerung 
des Mindestvolumens 
eingefordert. Mit dieser 
Satzung setzen SPD und 
CDU dies nun ebenfalls 
um. Mit dieser Verringe-
rung des Mindestvolu-
mens leisten wir als Regi-
on Hannover auch einen 
Beitrag zum Klimaschutz. 
Und ich möchte betonen, 
dass fünf Liter Mindestvo-
lumen der geringste Wert 
in Deutschland bei ver-
gleichbaren Bemessungs-
methoden ist.

Mit unserem Antrag vom 
Juni wollen wir weitere 
(kostenneutrale) Service-
verbesserungen für die 
Bürgerinnen und Bürger 
einführen: den so genann-
ten Partysack als 40 Liter-
Sack, auch nutzbar, wenn 
die grauen Restmüllsäcke 
am Ende des Jahres bei 
Nutzern ausgegangen 
sind. Und einen Laubsack, 
der jeweils im Herbst als 
biologisch abbaubarer 
Sack - möglichst zu realen 
Kosten, also möglichst 
ohne Quersubventionie-
rung über die restliche Ge-
bühr - nutzbar ist.

Wie SPD und CDU ver-
sprochen haben, werden 
wir mit diesen heutigen 
Beschlüssen auch die O-
Tonne wieder abschaffen, 
die sich in der letzten Zeit 
nach Veränderungen in 
den Bundesgesetzgebung 
nur noch zum Kostentrei-
ber entwickelt hat.

Die Abfallgebührensatzung ab 1. Januar 2020

Wolfgang Toboldt | Abfallwirt-
schaftspolitischer Sprecher 
der SPD-Regionsfraktion
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Beratungsangebot für hilfesuchende Frauen in der Region Hannover wird verbessert

Cornelia Busch | Gleich-
stellungspolitische Sprecherin 
der SPD-Regionsfraktion
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